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Liebe Mandantin, lieber Mandant,

auch in den vergangenen Monaten hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft
einiges getan. Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen
halten wir Sie mit Ihren Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht,
uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten Sie gerne!
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Privatbereich

1. Entgeltfortzahlung: Urlaub oder Kur?

Während einer Kur haben Arbeitnehmer Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Das gilt aber
nur  dann,  wenn  die  Kur  nicht  wie  ein  Erholungsurlaub  gestaltet  ist  und  in  einer
Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation durchgeführt wird.

Hintergrund
Eine Köchin unterzog sich einer ambulanten Kur auf der Insel Langeoog. Diese wurde von der
Krankenkasse bezuschusst. Im Kur- und Wellnesscenter erhielt sie 30 Anwendungen, u. a.
Meerwasserwarmbäder,  Bewegungsbäder,  Massagen,  Schlickpackungen  und
Lymphdrainagen. Außerdem sollte sie täglich in der Brandungszone inhalieren. Ihr Arbeitgeber
stellte die Arbeitnehmerin für die Dauer der Kur unter Fortzahlung ihrer Vergütung aber nicht
frei. Daraufhin beantragte die Köchin Urlaub, den der Arbeitgeber bewilligte. Mit ihrer Klage
will die Arbeitnehmerin erreichen, dass der genommene Urlaub nicht auf den Urlaubsanspruch
angerechnet wird.

Entscheidung
Das Bundesarbeitsgericht lehnte jedoch den Entgeltfortzahlungsanspruch der Arbeitnehmerin
während ihrer Kur auf Langeoog ab. Denn Erholungskuren, die ohne akuten Krankheitsanlass
nur  der  Vorbeugung  gegen  allgemeine  Abnutzungserscheinungen  oder  der  bloßen
Verbesserung  des  Allgemeinbefindens  dienen,  sind  keine  medizinischen  Vorsorge-  oder
Rehabilitationsmaßnahmen.

Die Klägerin konnte nicht nachvollziehbar darlegen, dass es sich im konkreten Fall nicht um
eine solche Erholungskur handelte, sondern dass ihr ein akuter Krankheitsanlass zugrunde
lag.  Die  Kur  war  vielmehr  wie  ein  Urlaub  ausgestaltet,  da  die  Klägerin  bei  nur  wenigen
Anwendungen pro Tag 3-wöchigen Aufenthalt auf Langeoog wie einen Erholungsurlaub frei
gestalten konnte.

Die vorgelegten ärztlichen Bescheinigungen genügten nicht.

Deshalb  besteht  hier  kein  Anspruch  auf  Fortzahlung  des  Arbeitsentgelts  nach  den
gesetzlichen Vorschriften über die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall.

2. Entfernungspauschale: Unfallkosten sind mit abgegolten

Mit der Entfernungspauschale sind grundsätzlich sämtliche Aufwendungen abgegolten,
die einem Arbeitnehmer auf dem Weg zur Arbeit bzw. nach Hause entstehen. Deshalb
können die Kosten eines Unfalls und unfallbedingte Krankheitskosten nicht zusätzlich
steuerlich geltend gemacht werden.

Hintergrund
Die Klägerin hatte auf der Fahrt zur Arbeit mit ihrem Auto einen Unfall. Danach klagte sie über
Schmerzen im Kopf- und Nackenbereich. Die Reparaturkosten für das Fahrzeug beliefen sich
auf ca. 7.000 EUR. Sowohl die Behandlungskosten als auch die Kosten der Reparatur bekam
die  Klägerin  nur  zum  Teil  erstattet.  Die  verbleibenden  Kosten  machte  sie  in  ihrer
Steuererklärung geltend. Das Finanzamt erkannte zwar die Reparaturkosten für das Fahrzeug
als Werbungskosten an, nicht dagegen die Krankheitskosten.



Entscheidung
Die Klage hatte beim Finanzgericht keinen Erfolg. Denn nach Auffassung der Richter deckt die
Entfernungspauschale  nach  dem  ausdrücklichen  Wortlaut  des  Gesetzes  sämtliche
Aufwendungen ab, die durch die Wege zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte entstehen.
Dazu gehören auch die außergewöhnlichen Kosten,  die z.  B.  bei  einem Unfall  entstehen.
Deshalb kommt eine steuerliche Berücksichtigung der Behandlungskosten nicht infrage. Aus
diesem Grund hätte das Finanzamt die Reparaturkosten für  das  Fahrzeug ebenfalls  nicht
berücksichtigen dürfen.

3. Lehrer: Wo liegt die regelmäßige Arbeitsstätte?

Bei  einer  Lehramtsreferendarin  ist  die  Ausbildungsschule  ihre  regelmäßige
Arbeitsstätte. Das gilt auch bei einer befristeten Zuordnung. Die Fahrten dorthin sind
deshalb nur mit der Entfernungspauschale absetzbar.

Hintergrund
Die  Klägerin  war  als  Lehramtsreferendarin  vom  1.5.2012  bis  zum  31.10.2013  einer
bestimmten Grundschule zur schulpraktischen Ausbildung zugewiesen. Diese Schule suchte
sie viermal wöchentlich auf. Einmal in der Woche nahm sie an Ausbildungsseminaren teil.

Die  Fahrten  der  Klägerin  zur  Grundschule  berücksichtigte  das  Finanzamt  mit  der
Entfernungspauschale  von  0,30  EUR  pro  Entfernungskilometer.  Dagegen  verlangte  die
Klägerin die Anerkennung der Fahrten als Dienstreisen und einen Abzug in Höhe von 0,30
EUR pro gefahrenen Kilometer.

Entscheidung
Das  Finanzgericht  wies  die  Klage  ab  und  entschied,  dass  die  Klägerin  die  Fahrten  zur
Grundschule  nur  mit  0,30 EUR pro Entfernungskilometer  geltend machen kann.  Denn die
Schule war ihre regelmäßige Arbeitsstätte, da sie diese viermal wöchentlich aufgesucht hat.
Deshalb geht das Gericht von einer gewissen Nachhaltigkeit aus.

Die befristete Zuweisung für die Dauer des Referendariats steht dem nicht entgegen. Insoweit
ist das Referendariat vergleichbar mit einer Lehrausbildung, in der der Ausbildungsbetrieb und
nicht die Berufsschule den Mittelpunkt der Tätigkeit darstelle.

4. Auch Vorauszahlungen können hinterzogen werden

Auf hinterzogene Steuern werden Hinterziehungszinsen festgesetzt. Wurden allerdings
Einkommensteuer-Vorauszahlungen  hinterzogen,  stellt  sich  die  Frage,  ab  welchem
Zeitpunkt die Zinsen zu berechnen sind.

Hintergrund
Der Steuerpflichtige hatte über mehrere Jahrzehnte hohe ausländische Kapitalerträge nicht in
seinen Einkommensteuererklärungen angegeben. Dies holte er mit einer Selbstanzeige nach.
Das  Finanzamt  änderte  daraufhin  die  Einkommensteuerfestsetzungen  und  setzte
Hinterziehungszinsen  fest.  Deren  Zinslauf  berechnete  es  bereits  ab  den  jeweiligen
vierteljährlichen Vorauszahlungszeitpunkten. Dagegen richtete sich die Klage.



Entscheidung
Das Finanzgericht wies die Klage jedoch ab und folgte der Auffassung des Finanzamts. Die
Begründung  der  Richter:  Durch  das  Verschweigen  der  Kapitalerträge  in  den
Einkommensteuererklärungen hatte der Steuerpflichtige die Vorauszahlungen hinterzogen, die
bei  korrekter  Erklärung  der  Kapitalerträge  sonst  festgesetzt  worden  wären.  Diesbezüglich
handelte er vorsätzlich, denn durch seine selbstständige Tätigkeit als Zahnarzt war ihm das
System der Festsetzung von Einkommensteuer-Vorauszahlungen bekannt.  Die Zinsen sind
nach den tatsächlich hinterzogenen Beträgen zu berechnen. Deshalb ist die Vorauszahlung
als  Bemessungsgrundlage  anzusetzen,  die  sich  aufgrund  der  zu  diesem  Zeitpunkt
existierenden Jahresfestsetzung bei zutreffender Angabe der Kapitaleinkünfte ergeben hätte.

5. Wann wird eine Handwerkerleistung im Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht?

Das Beziehen von Polstermöbeln in einer nahe gelegenen Werkstatt des Handwerkers
erfolgt nicht “im Haushalt”. Die Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen kann es
dafür deshalb nicht geben.

Hintergrund
Die Kläger beauftragten einen Raumausstatter, 2 Sofas und einen Sessel neu zu beziehen.
Der Raumausstatter holte die Möbel ab und bezog sie in seiner nahe gelegenen Werkstatt.
Dafür  entstanden Kosten in  Höhe von 2.600 EUR.  Für  diese machten die  Kläger  in  ihrer
Steuererklärung die Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen geltend.

Das  Finanzamt  lehnte  dies  ab,  da  die  Handwerkerleistung  nicht  “im  Haushalt”  des
Steuerpflichtigen erbracht wurde.

Entscheidung
Das Finanzgericht schloss sich der Auffassung des Finanzamts an und entschied, dass eine
Handwerkerleistung nur dann “in” einem Haushalt erbracht wird, wenn der Handwerker sie im
räumlich-funktionalen Bereich des Haushalts leistet.  Der Haushalt  endet zwar nicht  an der
Grundstücksgrenze. Deshalb sind Aufwendungen zur Herstellung eines Hausanschlusses im
öffentlichen Grund und Boden oder Kosten für den Winterdienst begünstigt. Allerdings ist ein
unmittelbarer  räumlicher  Zusammenhang  zum  Haushalt  erforderlich.  Hieran  fehlt  es  im
vorliegenden Fall,  da die Werkstatt  4 Kilometer vom Haushalt  der Kläger entfernt  lag.  Die
Transportleistung des Raumausstatters ist dabei nur eine untergeordnete Nebenleistung.

6. Dienstjubiläum: Aufwendungen für die Feier können abziehbar sein

Feiert der Arbeitnehmer sein Dienstjubiläum und lädt er dazu die Gäste nach abstrakten
berufsbezogenen  Kriterien  ein,  handelt  es  sich  bei  der  Feier  um  ein  berufliches
Ereignis.  Die  Aufwendungen  können  deshalb  als  Werbungskosten  geltend  gemacht
werden.

Hintergrund
Anlässlich seines 40-jährigen Dienstjubiläums lud der Finanzbeamte A an einem Arbeitstag für
die Zeit von 11 Uhr bis 13 Uhr zu einer Feier ein, die in einem Raum des Finanzamts stattfand.
Die  Einladung erging per  E-Mail  an  alle  Mitarbeiter  im Haus.  A besorgte  Wein,  Sekt  und
Häppchen.  Die  Kosten  von  insgesamt  830  EUR  machte  A als  Werbungskosten  geltend.
Sowohl  das  Finanzamt  als  auch  das  Finanzgericht  lehnten  einen  Werbungskostenabzug
jedoch ab. Denn ein Dienstjubiläum ist ein privates Ereignis, außerdem bestand für A auch
keine Verpflichtung, eine Feier auszurichten.



Entscheidung
Der Bundesfinanzhof zeigt sich hier großzügiger und entschied, dass die Aufwendungen für
die Feier des Dienstjubiläums beruflich veranlasst und damit Werbungskosten sind.

Ob die Aufwendungen beruflich oder privat veranlasst sind, hängt vor allem vom Anlass der
Feier ab. Er ist aber nur ein Indiz, nicht das alleinentscheidende Kriterium. Deshalb kann
trotz eines persönlichen Ereignisses eine berufliche Veranlassung vorliegen. Umgekehrt gilt:
Auch  wenn  ein  berufliches  Ereignis  vorliegt,  sind  die  Kosten  damit  nicht  automatisch
beruflich veranlasst.

Deshalb müssen für die Frage der beruflichen Veranlassung weitere Kriterien herangezogen
werden. Diese sind:

• Wer tritt als Gastgeber auf?
• Wer bestimmt die Gästeliste?
• Sind  die  Gäste  nur  Kollegen,  Geschäftsfreunde  und  Mitarbeiter  oder  auch  private

Bekannte oder Angehörige?
• Ort der Veranstaltung
• Bleiben die Kosten im Rahmen vergleichbarer Veranstaltungen?
• Hat das Fest einen eher betrieblichen oder einen privaten Charakter?

Werden  zum  Beispiel  Arbeitskollegen  wegen  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten
betrieblichen  Einheit  oder  nach  ihrer  Funktion  eingeladen,  ist  naheliegend,  dass  die
Aufwendungen für  diese Gäste (nahezu)  ausschließlich  beruflich veranlasst  sind.  Stehen
dagegen nur einzeln ausgesuchte Arbeitskollegen auf der Gästeliste, lässt dies auf private
Beziehungen und somit auf eine nicht nur unerhebliche private Mitveranlassung schließen.

Im Ergebnis waren deshalb die dem A entstandenen Aufwendungen (nahezu) ausschließlich
beruflich veranlasst. Das Dienstjubiläum ist zum einen ein berufsbezogenes Ereignis. Zum
anderen waren nicht nur befreundete Kollegen, sondern alle Amtsangehörigen eingeladen.
Auch die Höhe der  Kosten (nicht  mal  17 EUR pro Gast),  der  Veranstaltungsort  und die
Veranstaltungszeit sprechen für einen beruflichen Charakter der Feier. Darüber hinaus lag
für die Feier sogar eine Genehmigung durch die Amtsleitung vor.



Unternehmer und Freiberufler

1. Darf die Verteilung von Erhaltungsaufwendungen auf mehrere Jahre auch durch den
Rechtsnachfolger geltend gemacht werden?

Verteilt  ein Nießbraucher größere Erhaltungsaufwendungen auf mehrere Jahre,  kann
nach  Beendigung  des  Nießbrauchs  nicht  der  Eigentümer  die  verbliebenen
Aufwendungen geltend machen, sondern nur der Nießbraucher.

Hintergrund
Die Mutter übertrug auf ihre Tochter das Eigentum an einem vermieteten Grundstück unter
Vereinbarung eines lebenslänglichen Nießbrauchsrechts. Die Lasten des Grundstücks trug die
Mutter. Diese ließ eine neue Heizungsanlage (2010) und neue Fenster (2011) einbauen. Das
Finanzamt verteilte auf ihren Antrag die hieraus resultierenden Werbungskosten auf 3 Jahre
bei den Einkünften der Mutter  aus Vermietung und Verpachtung.  Im Jahr 2012 wurde der
Nießbrauch vorzeitig aufgehoben. Jetzt erzielte die Tochter die Einkünfte aus Vermietung und
Verpachtung. Sie machte den von der Mutter noch nicht in Anspruch genommenen Teil des
Erhaltungsaufwands als Werbungskosten geltend. Dies lehnte das Finanzamt ab.

Entscheidung
Das Finanzgericht wies die Klage der Tochter ab. Sie kann die von ihrer Mutter getragenen
Erhaltungsaufwendungen nicht als Werbungskosten geltend machen. Zum einen fehlt es an
einer Rechtsgrundlage, zum anderen kann der Einzelrechtsnachfolger nicht automatisch die
steuerlichen  Vergünstigungen  seines  Vorgängers  weiterführen.  Eine  Fortführung  der
Absetzung für Abnutzung durch den Rechtsnachfolger ist zwar im Gesetz vorgesehen, dies gilt
aber  nicht  für  die  Verteilung  größerer  Erhaltungsaufwendungen.  Anders  als  bei
Anschaffungskosten,  bei  denen  zwingend  eine  Verteilung  im  Rahmen  der  Absetzung  für
Abnutzung  vorgesehen  ist,  geschieht  die  Verteilung  größeren  Erhaltungsaufwands  auf
mehrere Jahre freiwillig.

2. Achtung, wenn der Vorläufigkeitsvermerk ersetzt und eingeschränkt wird

Wird  ein  Vorläufigkeitsvermerk  in  einem  Änderungsbescheid  im  Vergleich  zum
Ursprungsbescheid  eingeschränkt,  heißt  es  aufgepasst:  Denn  durch  den  neuen
Vorläufigkeitsvermerk  werden  die  dadurch  nicht  mehr  erfassten  Punkte  des
Änderungsbescheids bestandskräftig.

Hintergrund
Das Finanzamt erklärte die Veranlagungen für A für vorläufig wegen ungewisser Tatsachen
betreffend dessen Kapitalerträge und Nichtberücksichtigung pauschaler Werbungskosten und
Höhe  des  Grundfreibetrags.  Später  wurde  der  Bescheid  geändert  und  enthielt  nun
Vorläufigkeitspunkte  bzgl.  pauschaler  Werbungskosten  und  des  Grundfreibetrags.  Der
Bescheid enthielt jedoch keinen Vorläufigkeitsvermerk mehr und auch keinen Hinweis auf die
Aufhebung  des  Vorläufigkeitsvermerks  hinsichtlich  des  Ansatzes  der  Einkünfte  aus
Kapitalvermögen.  Nach  endgültiger  Ermittlung  der  Kapitalerträge  stellte  A den  Antrag  auf
Änderung der Bescheide zu seinen Gunsten, was das Finanzamt jedoch ablehnte. Denn die
Bescheide seien in diesem Punkt nicht mehr vorläufig.



Entscheidung
Der  Bundesfinanzhof  hob  das  Urteil  des  Finanzgerichts,  das  der  Klage  des  A  noch
stattgegeben hatte, auf und wies die Klage ab.

Setzt das Finanzamt die Steuer vorläufig fest, bleibt der Vorläufigkeitsvermerk bis zu seiner
ausdrücklichen  Aufhebung  wirksam.  Eine  stillschweigende  Aufhebung  des
Vorläufigkeitsvermerks  ist  zwar  ausgeschlossen.  Keine  stillschweigende  Aufhebung  des
Vorläufigkeitsvermerks,  sondern eine  inhaltlich  neue  Bestimmung liegt  dagegen  vor,  wenn
einem  Änderungsbescheid  im  Verhältnis  zum  Ursprungsbescheid  ein  inhaltlich
eingeschränkter Vorläufigkeitsvermerk beigefügt wird. Damit wird der Umfang der Vorläufigkeit
gegenüber dem ursprünglichen Bescheid geändert und im Änderungsbescheid abschließend
umgeschrieben.

Dementsprechend  kann  der  Änderungsbescheid  nicht  mehr  geändert  werden.  Denn
hinsichtlich der Höhe der Kapitaleinkünfte enthält er keinen Vorläufigkeitsvermerk mehr.

3. Nutzungsausfallentschädigung  ist  Betriebseinnahme  auch  bei  teilweise  privater
Nutzung

Wird  für  den  Nutzungsausfall  eines  Wirtschaftsguts  des  Betriebsvermögens  eine
Entschädigung gezahlt, ist diese in voller Höhe bei den Betriebseinnahmen anzusetzen.
Das gilt auch bei teilweise privater Nutzung.

Hintergrund
Zum  Betriebsvermögen  des  A  gehörte  ein  Kfz,  das  er  auch  privat  nutzte  und  dessen
Privatanteil  er  nach  der  sog.  1  %-Regelung  ermittelte.  Wegen  eines  Unfalls  auf  einer
Privatfahrt erhielt er für den Nutzungsausfall des Fahrzeugs von der Haftpflichtversicherung
des  Unfallverursachers  1.210  EUR.  Diesen  Betrag  erfasste  das  Finanzamt  als
Betriebseinnahme.

Entscheidung
Der  Bundesfinanzhof  wies  die  Revision  des  A  zurück  und  wertete  die
Nutzungsausfallentschädigung ebenfalls als Betriebseinnahme.

Betrieblich  veranlasst  ist  eine  Zuwendung,  wenn  ein  objektiver  wirtschaftlicher
Zusammenhang mit dem Betrieb besteht. Schadensersatz- oder Versicherungsleistungen für
Beschädigung,  Zerstörung  oder  Diebstahl  für  ein  Wirtschaftsgut  des  Betriebsvermögens
gehören deshalb grundsätzlich zu den Betriebseinnahmen, und zwar ganz oder gar nicht, da
ein bewegliches Wirtschaftsgut nicht teilbar ist. Ob der Schaden während einer betrieblichen
oder  privaten  Fahrt  eingetreten ist,  spielt  keine  Rolle.  Die  Leistung  kann  nicht  nach  dem
Verhältnis  der  Nutzungsanteile  in  einen betrieblichen und einen privaten Teil  aufgespalten
werden. Auch knüpft die Nutzungsausfallentschädigung nicht an das schädigende Ereignis an,
sondern an dessen Folgen, also den Wegfall der Gebrauchsvorteile.

4. Arbeitszimmer: Sind die Kosten gemischt genutzter Nebenräume absetzbar?

Küche, Bad und Flur werden normalerweise fast ausschließlich privat genutzt. Deshalb
können die Aufwendungen für diese Räume steuerlich nicht als Betriebsausgaben bzw.
Werbungskosten  geltend  gemacht  werden.  Das  gilt  auch  dann,  wenn  ein
berücksichtigungsfähiges Arbeitszimmer vorhanden ist.

Hintergrund



Die Klägerin A ist als selbstständige Lebensberaterin gewerblich tätig. Ihre Tätigkeit übt sie
ausschließlich in einem Zimmer ihrer Mietwohnung aus. Deshalb erkannte das Finanzamt die
Kosten für dieses Zimmer als Betriebsausgaben an. Die von der Klägerin geltend gemachten
Aufwendungen für die Küche, das Bad und den Flur berücksichtigte das Finanzamt jedoch
nicht.

Vor dem Finanzgericht hatte die Klage der A keinen Erfolg. Denn nach Ansicht der Richter
handelt es sich bei diesen Nebenräumen nicht um Arbeitszimmer. Zudem fehlt es an einem
verlässlichen Aufteilungsmaßstab.

Entscheidung
Auch der Bundesfinanzhof lehnt eine Berücksichtigung der anteiligen Kosten für Küche, Bad
und Flur ab. Denn A nutzt diese Räume zu einem erheblichen Teil privat. Ob ein Zimmer fast
ausschließlich  beruflich  genutzt  wird,  ist  für  jeden  abgeschlossenen  Raum  individuell  zu
entscheiden.

Würde  man  im  vorliegenden  Fall  die  Nebenräume  in  die  einheitliche  Betrachtung  mit
einbeziehen, wäre das nach Ansicht des Bundesfinanzhofs für A sogar von Nachteil.  Denn
dann  würde  das  Arbeitszimmer  mit  den  Nebenräumen  als  einheitlicher  Raumkomplex
angesehen werden und die erhebliche private Mitnutzung der Nebenräume dazu führen, dass
A unter dem Strich überhaupt keine Arbeitszimmerkosten abziehen könnte.

5. Arbeitszimmer: Ein Regal macht aus einem Raum keine zwei Räume

Ein Raum kann nur dann steuerlich als Arbeitszimmer geltend gemacht werden, wenn
er nahezu ausschließlich beruflich genutzt wird. Eine Arbeitsecke, die durch ein Regal
vom übrigen privat genutzten Raum abgetrennt ist, wird deshalb nicht anerkannt.

Hintergrund
A erzielte Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Er hatte ein Einfamilienhaus angemietet und nutzte
davon  einen  Teil  als  Gewerbefläche  und  einen  Teil  zu  privaten  Zwecken.  In  einem  der
gewerblich  angemieteten  Räume  erledigte  er  die  Büroangelegenheiten  seines
Gewerbebetriebs.  Dieser  Raum  war  zum  Teil  mit  einem  Schreibtisch  und  Büroregalen
ausgestattet und zum Teil mit einem Sofa, einem Couchtisch, einem Esstisch mit Stühlen und
einem  Fernseher.  Die  Abtrennung  der  beiden  Bereiche  erfolgte  durch  ein  Regal.  Das
Finanzamt verweigerte A die Anerkennung von Arbeitszimmerkosten und erkannte sie auch
nicht anteilig an.

Dagegen gewährte das Finanzgericht dem A einen hälftigen Abzug der Raumkosten, begrenzt
auf den Höchstbetrag von 1.250 EUR.

Entscheidung
Der Bundesfinanzhof erteilte der teilweisen Anerkennung eines gemischt genutzten Raums
eine  Absage.  Dient  ein  Raum sowohl  zur  Erzielung  von  Einkünften  als  auch  zu  privaten
Zwecken, sind die Aufwendungen insgesamt nicht abziehbar, wenn die private Nutzung einen
nicht nur untergeordneten Umfang hat. Das gilt  auch für Zimmer, die durch eine räumliche
Aufteilung mit  einer Arbeitsecke beruflich genutzt werden. Die Abtrennung durch ein Regal
genügt im vorliegenden Fall nicht, um aus dem einheitlichen Raum 2 Räume zu machen.



6. Schuldzinsen  nach  Immobilienverkauf:  Wann  ist  ein  Abzug  als  Werbungskosten
möglich?

Wird eine Immobilie verkauft, sind die Schuldzinsen nur dann weiterhin abzugsfähige
Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, wenn mit dem
Verkaufserlös z. B. Schulden getilgt werden. Die Schuldzinsen werden dagegen nicht
mehr  berücksichtigt,  wenn  der  Steuerpflichtige  den  Verkaufserlös  festverzinslich
anlegt, um eine Vorfälligkeitsentschädigung zu vermeiden.

Hintergrund
Der Kläger verkaufte eine Immobilie, die er bei der Anschaffung fremdfinanziert hatte. Den
Verkaufserlös verwendete er jedoch nicht zur Tilgung des Anschaffungskredits. Denn aufgrund
der noch längerfristigen Zinsbindung hätte er eine Vorfälligkeitsentschädigung in erheblichem
Umfang zahlen müssen. Der Kläger legte den Erlös deshalb im Wesentlichen zinsbringend an.

Da der Verkaufserlös nicht zur Schuldentilgung eingesetzt worden war, lehnte das Finanzamt
den  Abzug  der  weiterhin  gezahlten  Schuldzinsen  als  nachträgliche  Werbungskosten  aus
Vermietung und Verpachtung ab.

Entscheidung
Das Finanzgericht folgte der Auffassung des Finanzamts und wies die Klage ab.

Schuldzinsen können zwar auch nach einer Veräußerung der Immobilie grundsätzlich weiter
steuerlich  berücksichtigt  werden.  Das  hängt  jedoch davon  ab,  wie  der  Veräußerungserlös
verwendet wird.

Wird damit eine neue Einkunftsquelle angeschafft, können die Schuldzinsen aus dem nicht
abgelösten  Darlehen  grundsätzlich  Werbungskosten/Betriebsausgaben  bei  der  neu
erworbenen Einkunftsquelle sein.

Wird der Erlös nicht in eine neue Einkunftsquelle investiert, muss der Verkaufserlös vorrangig
zur Schuldentilgung verwendet werden. Zinsen, die auf Verbindlichkeiten entfallen, die durch
den Verkaufserlös hätten getilgt werden können, sind deshalb nicht mehr abzugsfähig.

Im vorliegenden Fall hatte der Kläger zwar den Verkaufserlös für den Erwerb einer anderen
Einkunftsquelle eingesetzt. Doch der Abzug der Schuldzinsen als Werbungskosten bei den
Einkünften  aus  Kapitalvermögen  scheiterte  daran,  dass  der  Kläger  keine
Einkünfteerzielungsabsicht hatte.

7. Kalender mit  Firmenlogo: Beachten Sie die besonderen Aufzeichnungspflichten für
Geschenke

Kalender  mit  Firmenlogo,  die  z.  B.  an  Kunden  und  Geschäftspartner  unentgeltlich
abgegeben werden, sind Geschenke. Und diese sind nur dann als Betriebsausgaben
abzugsfähig,  wenn  sie  einzeln  und  getrennt  von  den  übrigen  Betriebsausgaben
aufgezeichnet werden.

Hintergrund
Die Klägerin ließ Kalender  mit  Firmenlogo und Grußwort  der  Geschäftsführung herstellen.
Diese verteilte sie z. B. auf Messen an Kunden, Geschäftspartner und andere Personen und
versandte  sie  zur  Weihnachtszeit  mit  einer  Grußkarte.  Pro  Kalender  betrugen  die
Herstellungskosten  weniger  als  40  EUR,  die  die  Klägerin  als  Betriebsausgaben  geltend
machte. Das Finanzamt lehnte jedoch den Abzug als Betriebsausgaben ab.



Entscheidung
Das Finanzgericht schloss sich dieser Auffassung des Finanzamts an und gewährte ebenfalls
keinen Betriebsausgabenabzug für die Kalender.

Nach Ansicht der Richter handelte es sich bei den Kalendern steuerlich um Geschenke, da die
Klägerin  diese  unentgeltlich  verteilte.  Aufwendungen  für  Geschenke  sind  zwar  steuerlich
abzugsfähig,  wenn  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungskosten  der  dem  Empfänger  im
Wirtschaftsjahr  zugewendeten  Gegenstände  insgesamt  40  EUR  nicht  übersteigen.
Voraussetzung für den Abzug ist aber, dass die Aufwendungen hierfür einzeln und getrennt
von  den  sonstigen  Betriebsausgaben  aufgezeichnet  werden.  Diese  besonderen
Aufzeichnungspflichten hatte die Klägerin nicht erfüllt, da sie die Kosten für die Kalender nicht
auf einem besonderen Konto innerhalb der kaufmännischen Buchführung verbucht hat.

8. Transporter: 1-%-Regelung darf nicht angewendet werden

Ein Transporter mit nur 2 Sitzen wird normalerweise nicht privat genutzt. Deshalb ist
eine Versteuerung des geldwerten Vorteils nach der 1-%-Regelung nicht möglich.

Hintergrund
Der Kläger nutzte einen 2-sitzigen Transporter mit geschlossenem, fensterlosem Laderaum.
Das Finanzamt hielt diesen für eine private Nutzung für geeignet und wendete deshalb die 1-
%-Regelung an.

Das Finanzgericht sah das anders und entschied, dass der Transporter für Privatfahrten mit
der Familie nicht brauchbar ist,  da er nicht über ausreichende Sitzplätze verfügt.  Die 1-%-
Regelung gilt hier nicht, wenn das Fahrzeug aufgrund seiner objektiven Beschaffenheit und
Einrichtung  typischerweise  so  gut  wie  ausschließlich  nur  zur  Beförderung  von  Gütern
bestimmt ist.

Entscheidung
Der Bundesfinanzhof bestätigte diese Auffassung. Bei dem Transporter war kein Vorteil aus
einer privaten Nutzung des Fahrzeugs nach der 1-% -Regelung anzusetzen. Ist ein Fahrzeug
für eine private Nutzung nicht geeignet, kommt auch eine Versteuerung eines privaten Vorteils
in  Betracht.  Einen  Nachweis  durch  ein  Fahrtenbuch  hält  der  Bundesfinanzhof  nicht  für
erforderlich.  Im vorliegenden Fall  spricht  das Vorhandensein von nur 2 Sitzen gegen eine
Privatnutzung.

Der Bundesfinanzhof fordert nur, dass das Fahrzeug typischerweise einer privaten Nutzung
nicht dient. Würde man auch ein 2-sitziges Fahrzeug grundsätzlich für private Besorgungen
für geeignet halten, wäre jeder beliebig große Lkw und damit eigentlich jedes Fahrzeug auch
privat einsetzbar.



9. Nicht mehr vermietbare Wohnung: Wann fällt die Einkunftserzielungsabsicht weg?

Steht  eine  Wohnung  mehr  als  5  Jahre  leer  und  ist  sie  wegen  ausstehender
Sanierungen,  deren  Realisierung  ungewiss  ist,  nicht  vermietbar,  kann  die
Einkunftserzielungsabsicht entfallen.

Hintergrund
Der Kläger ist Eigentümer einer Eigentumswohnung. Diese war zunächst vermietet, steht aber
seit 1999 wegen eines Sanierungsstaus in der Wohnanlage leer. Für die Jahre 2006 bis 2010
machte der Kläger  Verluste aus Vermietung und Verpachtung von insgesamt 36.737 EUR
steuerlich geltend.

Diese  erkannte  das  Finanzamt  jedoch  nicht  an.  Denn  seiner  Ansicht  nach  führt  ein  lang
andauernder  Leerstand dazu,  dass  eine Einkunftserzielungsabsicht  entfällt.  Da  auch nicht
absehbar  ist,  ob  und  ggf.  wann  die  Wohnung  wieder  vermietet  werden  kann,  ist  keine
Einkunftserzielungsabsicht mehr gegeben.

Entscheidung
Auch  das  Finanzgericht  erkannte  die  Verluste  des  Klägers  nicht  an.  Zwar  können
Aufwendungen  für  eine  Wohnung,  die  nach  einer  vorherigen  und  auf  Dauer  angelegten
Vermietung leer steht, während des Leerstands als Werbungskosten berücksichtigt werden.
Erforderlich  ist  aber,  dass  der  Steuerpflichtige  den  ursprünglichen  Entschluss  zur
Einkünfteerzielung nicht endgültig aufgegeben hat.

Im vorliegenden Fall befanden sich jedoch die gesamte Wohnanlage und auch die Wohnung
des Klägers wegen des Sanierungsstaus in einem Zustand, der keine Vermietung erlaubte.

Auch  wenn  die  Eigentümerversammlung  bereits  im  Jahr  1999  die  Sanierung  der
Wohnungsanlage beschlossen hatte und die Sanierungs- und Renovierungsarbeiten im Jahr
2005  zu 50  % abgeschlossen waren,  ist  nicht  absehbar,  in  welchem Zeitraum mit  einem
Abschluss  dieser  Arbeiten und damit  mit  einer  erneuten Vermietbarkeit  der  Wohnung des
Klägers gerechnet werden kann. Auch wenn dies an der fehlenden Mitwirkung der anderen
Mitglieder  der  Wohnungseigentümergemeinschaft  liegt,  war  die  Einkunftserzielungsabsicht
des Klägers spätestens im Jahr 2005 entfallen.

10. Beschäftigung eines Arbeitnehmers: Ist  die Tätigkeit  noch freiberuflich oder schon
gewerblich?

Beschäftigt ein Freiberufler einen Arbeitnehmer, ist die Grenze zwischen freiberuflicher
und gewerblicher Tätigkeit schnell überschritten. So wurde bei einem Ingenieur, dessen
Arbeitnehmer  einen  Großteil  seiner  beruflichen  Arbeit  selbstständig  ohne  seine
Beteiligung erledigten, als gewerblich tätig eingestuft.

Hintergrund
Eine Sozietät aus 2 Ingenieuren führte u. a. Hauptuntersuchungen für Kfz durch. 3 weitere
Ingenieure, die als Arbeitnehmer beschäftigt waren, übernahmen den weit überwiegenden Teil
der Aufträge.  Diese erledigten sie eigenverantwortlich ohne Beteiligung der Gesellschafter.
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die Gesellschafter nicht mehr eigenverantwortlich
tätig  sind.  Deshalb  sah  es  deren  Einkünfte  als  gewerblich  an  und  unterwarf  sie  der
Gewerbesteuer.



Entscheidung
Vor  dem Finanzgericht  hatten die  Gesellschafter  keinen  Erfolg  mit  ihrer  Klage.  Denn  das
Gericht schloss sich der Auffassung des Finanzamts an. Es fehlt die von der Rechtsprechung
geforderte  höchstpersönliche,  individuelle  Arbeitsleitung  gegenüber  dem  Abnehmer  der
Leistung.  Dass die Gesellschafter  der  Sozietät  durch die gesetzlichen Vorgaben gehindert
waren, auf die von ihren Arbeitnehmern durchgeführten Prüfungen entscheidend Einfluss zu
nehmen,  ändert  nichts  an  den  steuerlichen  Anforderungen.  Das  Zurverfügungstellen  der
Prüfgeräte und eine stichprobenartige Kontrolle der Mitarbeiter genügt nicht.

Ob  eine  andere  Beurteilung  möglich  gewesen  wäre,  wenn  die  Gesellschafter  jedes
Prüfprotokoll selbst unterzeichnet hätten, hat das Finanzgericht offengelassen.

11. Häusliches Arbeitszimmer abziehbar trotz Schreibtisch in der Praxis?

Wer in  seiner  Praxis  über  einen Schreibtischarbeitsplatz  verfügt,  kann trotzdem die
Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer abziehen. Das gilt vor allem dann, wenn die
Praxisräume für die Erledigung von Büroarbeiten nicht oder nur eingeschränkt geeignet
sind.

Hintergrund
Der  Kläger  ist  selbstständiger  Logopäde.  In  seinen  Praxisräumen  hatte  er  zwar  einen
Schreibtischarbeitsplatz  eingerichtet.  Zur  Erledigung  von  Büroarbeiten  nutzte  er  aber  ein
häusliches  Arbeitszimmer.  Denn  in  der  Praxis  konnte  er  Büroarbeiten  u.  a.  wegen  der
Versorgung der Patienten nur bedingt erledigen.

Das Finanzamt erkannte die Kosten des Arbeitszimmers nicht als Betriebsausgaben an, weil
seiner Auffassung nach für die Bürotätigkeit ein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung stand.

Entscheidung
Das  Finanzgericht  gab  dagegen  dem  Kläger  Recht.  Anders  als  bei  einem  Arbeitnehmer
indiziert der Schreibtischarbeitsplatz eines Selbstständigen im Büro bzw. in der Praxis, dass
ihm dieser Arbeitsplatz für alle Aufgabenbereiche seiner Erwerbstätigkeit zur Verfügung steht.
Erforderlich ist jedoch, dass ihn der Steuerpflichtige in dem konkret erforderlichen Umfang und
in  der  konkret  erforderlichen  Art  und  Weise  nutzen  kann.  Denn  nur  dann  ist  der
Steuerpflichtige  nicht  auf  das  häusliche  Arbeitszimmer  angewiesen.  Kann  er  aber  seinen
Arbeitsplatz im Büro bzw. der Praxis nur eingeschränkt nutzen und muss er im häuslichen
Arbeitszimmer einen nicht unerheblichen Teil seiner beruflichen Tätigkeit verrichten, gilt das
Abzugsverbot für das Arbeitszimmer nicht.

Im  vorliegenden  Fall  steht  dem  Kläger  für  die  Ausübung  seiner  erforderlichen  Büro-  und
Verwaltungsarbeiten kein anderer Arbeitsplatz im konkret erforderlichen Umfang und in der
konkret  erforderlichen  Art  und  Weise  zur  Verfügung.  Denn  die  Betriebsräume  sind  nur
eingeschränkt  für  diese  Tätigkeiten  nutzbar,  da  sie  vorwiegend  als  Therapieräume  für
Patienten ausgestattet sind. Büroarbeiten mit Patientendaten sowie Lohnabrechnungen sind
aber vertraulich vorzunehmen und können deswegen nicht in der Praxis erfolgen. Der Kläger
kann  die  Kosten  des  Arbeitszimmers  deswegen  bis  zum  Höchstbetrag  von  1.250  EUR
abziehen.



12. Betriebsvermögen: Wie wird eine Garage eines Einfamilienhauses behandelt?

Stellt der Steuerpflichtige seinen Pkw in einer Garage eines Einfamilienhauses ab, das
beiden Ehegatten je zur Hälfte gehört, kann der Miteigentumsanteil des Ehemanns an
der  Garage  zum  gewillkürten  Betriebsvermögen  gerechnet  werden.  Eine  Entnahme
führt deshalb zur Versteuerung der entstandenen stillen Reserven.

Hintergrund
Die  Ehegatten  waren  Miteigentümer  eines  Einfamilienhauses  mit  einer  Doppelgarage.  In
dieser wurde neben einem privaten auch ein betrieblicher Pkw abgestellt.  Seinen hälftigen
Miteigentumsanteil an der Doppelgarage aktivierte der Ehemann und wies ihn in der Bilanz
aus, bis er im Jahr 2009 seinen Miteigentumsanteil an dem Grundstück auf seine Ehefrau
übertrug.

Das Finanzamt beurteilte dies als eine Entnahme des Miteigentumsanteils an der Garage und
erfasste die entstandenen stillen Reserven als Entnahmegewinn. Der Kläger war dagegen der
Ansicht, dass die Aktivierung der anteiligen Garage von Anfang an unzulässig war.

Entscheidung
Die  Klage  vor  dem  Finanzgericht  hatte  keinen  Erfolg.  Die  Garage  wird  zwar  nicht  zum
notwendigen Betriebsvermögen, wenn dort ein betrieblicher Pkw abgestellt wird. Sie konnte
jedoch  als  gewillkürtes  Betriebsvermögen  behandelt  werden.  Dafür  genügt  es,  wenn  ein
Wirtschaftsgut geeignet und dazu bestimmt ist, dem Betrieb zu dienen. Mit  der Aktivierung
hatte der Kläger die Zuordnung zum gewillkürten Betriebsvermögen dokumentiert.

13. Vorsteuerabzug: Welche Anschrift darf in der Rechnung verwendet werden?

Ist  es  für  den  Vorsteuerabzug  ausreichend,  dass  der  leistende  Unternehmer  in  der
Rechnung eine Anschrift  angibt,  unter der er postalisch erreichbar ist,  oder ist  eine
Anschrift erforderlich, unter der er seine wirtschaftliche Tätigkeit entfaltet? Diese Frage
legt der Bundesfinanzhof dem Europäischen Gerichtshof vor.

Hintergrund
K betreibt einen Kfz-Handel. In den Jahren 2009 bis 2011 kaufte er Fahrzeuge von Z. Dieser
hatte Räumlichkeiten angemietet, in denen er kein Autohaus betrieb, sondern nur ein Büro
unterhielt, von dem aus er seine Fahrzeuge im Onlinehandel vertrieb. In dem Büro kam nur
die  Post  an,  wurde  dort  sortiert  und  bearbeitet.  Auch  wurden  die  Akten  dort  geführt.  Am
Gebäude befand sich lediglich ein Firmenschild. Die Fahrzeuge übergab Z an K zum Teil an
öffentlichen Plätzen.

Das Finanzamt wertete die Geschäftsadresse des Z nur als Briefkastenadresse und damit als
Scheinadresse und verweigerte deshalb K den Vorsteuerabzug aus den Eingangsrechnungen
des Z.

Das  Finanzgericht  gab  dagegen  der  Klage  statt.  Seiner  Auffassung  nach  erfordert  die
gesetzliche  Regelung  nicht,  dass  an  der  angegebenen  Anschrift  geschäftliche  Aktivitäten
stattfinden.  Die  anderslautende  bisherige  Rechtsprechung  des  Bundesfinanzhofs  ist
angesichts der technischen Entwicklung überholt.

Das Finanzamt legte hiergegen Revision ein.



Entscheidung
Der  Bundesfinanzhof  setzt  das  Revisionsverfahren  aus  und  legt  die  Problematik  dem
Europäischen Gerichtshof vor.

Für  den  Leistungsempfänger  besteht  kein  Recht  auf  Vorsteuerabzug,  wenn  die  für  den
Vorsteuerabzug  erforderlichen  Rechnungsangaben  fehlen  oder  sie  unzutreffend  sind.  Der
Bundesfinanzhof hatte erst im letzten Jahr dazu entschieden, dass das gesetzlich geforderte
Merkmal  “vollständige Anschrift”  nur  dann erfüllt  ist,  wenn der  leistende Unternehmer dort
seine  wirtschaftlichen  Aktivitäten  entfaltet.  Unter  der  von  Z  angegebenen  Adresse  fanden
jedoch keine ernsthaften wirtschaftlichen Aktivitäten statt, sodass K der Vorsteuerabzug nicht
zusteht.

Der Bundesfinanzhof hat jedoch Zweifel daran, ob diese Auslegung des nationalen Rechts mit
der  Rechtsprechung  des  Europäischen  Gerichtshofs  übereinstimmt.  Denn  dieser  hatte  in
einem Fall das Vorliegen der formellen Rechnungsvoraussetzungen bejaht, obwohl an der im
Handelsregister und auch in der Rechnung als Gesellschaftssitz bezeichneten Anschrift eine
wirtschaftliche  Tätigkeit  gar  nicht  möglich  war.  Nach  diesem  Urteil  könnte  man  davon
ausgehen,  dass  für  den  Vorsteuerabzug  nicht  alle  formellen  Rechnungsvoraussetzungen
vorliegen  müssen,  jedenfalls  keine  Anschrift  vorausgesetzt  wird,  unter  der  wirtschaftliche
Tätigkeiten entfaltet werden.

Mit freundlichen Grüßen
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